
Inhalt(vgl. hierzu die bereits angeführte Entscheidung vom 
31. Juli 1969 und die dort angeführten weiteren Ur­
teile! . Auf diese Weise wird die in Verfahren auf Fest­
stellung der Vaterschaft und auf Festsetzung des 
Unterhalts erforderlidie Begrenzung des Streitwertes 
erreicht.
Das wurde vom Bezirksgericht nicht beachtet. Es ist, 
ohne auf die Spezifik der Wertberechnung in Verfah­
ren zur Feststellung der Vaterschaft in Verbindung 
mit der Klage auf Zahlung von Unterhalt einzugehen, 
so verfahren, als handele es sich, im vorliegenden Fall 
um ein bloßes Unterhaltsverfahren. Aus diesem Grunde 
hat es sich auch nicht mit der Frage auseinanderge­
setzt, ob überhaupt die Möglichkeit einer entsprechen­
den Berücksichtigung der im Urteil des Obersten Ge­
richts vom 30. Januar 1969 für bestimmte Unterhalts­
verfahren entwickelten Gesichtspunkte zur weiter­
gehenden Begrenzung des Streitwertes auch in Ver­
fahren vorliegender Art besteht. Es hat vielmehr, ohne 
diese Prüfung vorgenommen zu haben, unter Außer­
achtlassung des auf die Feststellung der Vaterschaft 
gerichteten Klagantrags die Berechnung des Betrages 
des einjährigen Bezuges auf der Grundlage des Diffe­
renzbetrages zwischen dem mit der Klage begehrten 
Unterhaltsanspruches und dem bis zur Klageinrei- 
chung freiwillig gezahlten Teilbetrages vorgenommen. 
Wäre die Möglichkeit einer entsprechenden Anwen­
dung erörtert worden, hätte das Bezirksgericht unter 
Beachtung der Bestimmung des § 46 Abs. 2 FVerfO 
feststellen müssen, daß dies nicht so ohne weiteres 
geht.
Das Bezirksgericht hat aber darüber hinaus nicht be­
achtet, daß weitere in der besagten Entscheidung des 
Obersten Gerichts geforderte Voraussetzungen nicht 
vorliegen. War im besagten Unterhaltsverfahren 
lediglich die Höhe des Unterhaltsbetrages streitig, so 
bedurfte es im vorliegenden Fall überhaupt erst der 
Feststellung des Bestehens einer gesetzlichen Unter­
haltsverpflichtung. Es unterscheiden sich beide Fälle 
bereits insoweit erheblich voneinander.
Des weiteren wurde in der Unterhaltsentscheidung des 
Obersten Gerichts die Begrenzung des Streitwertes auf 
den Differenzbetrag zwischen erbrachter und gefor­
derter Leistung nur für zulässig gehalten, weil der 
Verpflichtete bereit war, seiner Unterhaltsverpflich­
tung auch künftig teilweise freiwillig nachzukommen. 
Diese Bereitschaft des Verpflichteten war aber im vor­
liegenden Verfahren nicht vorhanden. Der Verklagte 
hatte sich nicht nur geweigert, vor dem Referat Ju­
gendhilfe die Vaterschaft freiwillig anzuerkennen und 
sich zur Unterhaltszahlung zu verpflichten, sondern er 
beantragte auch im Gerichtsverfahren, die Klage ab­
zuweisen.
Der für die Wertermittlung maßgebliche Streitgegen­
stand war im vorliegenden Fall unschwer auf der 
Grundlage des Klagantrages zu ermitteln. Für die Be­
rücksichtigung der Begründung des Klagantrages, wie 
dies im besagten Unterhaltsverfahren des Obersten 
Gerichts geböten war, ist im vorliegenden Verfahren 
kein Raum gewesen.
Nach allem war es unzulässig, zur Errechnung des 
Betrages des einjährigen Bezuges von dem Differenz­
betrag zwischen beantragtem und freiwillig entrichte­
tem Unterhalt auszugehen und den Streitwert bei 
lediglich 660 M, wie er vom Kreisgericht festgesetzt 
worden war, zu belassen. Unter Beachtung des Klag­
antrages, dert Verklagten für die erste Altersstufe des 
Kindes zur Unterhaltszahlung von monatlich 115 M 
zu verurteilen, wäre der Beschwerde des Prozeßver­
treters der Klägerin stattzugeben und unter Änderung 
des Beschlusses des Kreisgerichts vom 20. Oktober 
1969 der Streitwert auf 1 380 M festzusetzen gewesen.
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